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Vorwort 

Wer Gelegenheit erhält, in ein vertieftes Gespräch mit Bürgermeistern über 
Perspektiven und aktuelle Probleme der örtlichen Bauleitplanung einzutreten, 
dem wird regelmäßig die bei der Gemeinde bestehende Befürchtung begegnen, 
in der städtebaulichen Entwicklung durch von den Naturschutzbehörden ge-
plante Ausweisungen von Schutzgebieten (noch weiter und insoweit unzumut-
bar) eingeschränkt zu werden. In der Diskussion mit den zuständigen Stellen 
der Naturschutzverwaltung wird wiederum die Klage über den unaufhaltsam 
fortschreitenden Landschaftsverbrauch  zu vernehmen sein, der auch besonders 
schützenswerte Bereiche nicht ausspare und daher die Notwendigkeit offenba-
re, in kritischer Auseinandersetzung mit den Nutzungsvorstellungen der Ge-
meinde verstärkt und mit Nachdruck von den Instrumenten des Flächen- und 
Objektschutzes Gebrauch zu machen. Daraus resultierende Konflikte bedürfen 
einer angemessenen Lösung, zumal sie neuerdings beginnen, (auch) als rechtli-
che Problemstellung betrachtet zu werden. Soweit sich derartige Konflikte aus 
dem Wunsch der Gemeinde ergeben, im Zuge ihrer städtebaulichen Entwick-
lung neue Baugebiete auszuweisen, war zunächst und nahezu ausschließlich 
das Verhältnis der Bauleitplanung zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
angesprochen, eine Thematik, zu der in der Vergangenheit eine äußerst lebhaf-
te und kontroverse Diskussion geführt  wurde. Bedeutend weniger Aufmerk-
samkeit fand das Verhältnis der Bauleitplanung zu den Schutzgebietsauswei-
sungen der Naturschutzbehörden, ungeachtet seiner unbestrittenen Praxisrele-
vanz und der drängenden Fragen, die in diesem Zusammenhang einer Beant-
wortung bedürfen. Nachdem eine wissenschaftliche Durchdringung dieses Fra-
genkreises nach wie vor aussteht, möchte die Arbeit einen — kleinen — Bei-
trag leisten, diesem Defizit zu begegnen und die weitere Diskussion zu be-
fruchten. 

Erste Anregungen, dem Thema der Arbeit näherzutreten, empfing der Ver-
fasser als Referendar  beim 5. Senat des Verwaltungsgerichtshofs  Baden-Würt-
temberg, wobei die freundliche Unterstützung, die Herr Vorsitzender Richter 
Dr. Schnebeldt gewährte, besonderer Erwähnung bedarf.  Zu allergrößtem Dank 
ist der Verfasser  Herrn Prof.  Dr. Günter Püttner verpflichtet,  der die Arbeit be-
treute, sie mit seiner äußerst großzügigen und nie nachlassenden Förderung be-
gleitete und auf diese Weise ihren Abschluß überhaupt erst ermöglichte. Ent-
sprechendes gilt fur Herrn Prof.  Dr. Michael Ronellenfitsch, der überaus zeit-
nah und in kritischer Würdigung das Zweitgutachten fertigte. 
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Bei der vorgelegten Arbeit handelt es sich um die inhaltlich ergänzte und re-
daktionell bearbeitete Fassung einer Dissertation, die im Sommersemester 1997 
von der Juristischen Fakultät der Eberhard-Karls-Universität  zu Tübingen an-
genommen wurde. In sie fanden Literatur und Rechtsprechung bis zum 
1. Januar 2000 Eingang. Spätere Entscheidungen sowie Veröffentlichungen 
konnten vereinzelt berücksichtigt werden, andererseits war mit Blick auf die 
ζ. T. tiefgreifenden  jüngsten Gesetzesänderungen und der hierzu noch nicht 
abgeschlossenen Neukommentierung ein Rückgriff  auf noch zur alten Geset-
zeslage veröffentlichte  Literatur nicht zu vermeiden. 

Metzingen/Stuttgart, im Januar 2001 

Dieter  Weiblen 
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Erster  Teil 

Einführende Bemerkungen 

A. Einleitung 

Vor noch nicht allzulanger Zeit hatte das Oberverwaltungsgericht Hamburg1 

über die Rechtsgültigkeit eines Bebauungsplans zu entscheiden, der auf einer 
Fläche von insgesamt 47 ha in unmittelbarer Nachbarschaft  zu einem Natur-
schutzgebiet die Errichtung von 415 Einfamilienhäusern vorsah. Seine eigentli-
che — und in der hier vorgelegten Untersuchung aufgegriffene  — juristische 
Brisanz bezog dieser Fall allerdings aus dem Umstand, daß der größte Teil des 
festgesetzten Baugebiets im Geltungsbereich einer Landschaftsschutzverord-
nung lag. Die Antragsteller im Normenkontrollverfahren  nahmen dies zum An-
laß, die Unvereinbarkeit des betreffenden  Bebauungsplans mit der Schutzge-
bietsverordnung zu rügen, da nach ihrer Ansicht die Verordnung vor dem Erlaß 
des Bauleitplans hätte aufgehoben werden müssen, um diesen rechtswirksam in 
Kraft  treten zu lassen. 

Bereits dieser relativ einfach gelagerte Sachverhalt verdeutlicht die 
Komplexität und erhebliche praktische Relevanz der Aufgabe, Konflikte aus 
der räumlichen Überlagerung gemeindlicher Bauleitpläne mit Maßnahmen des 
naturschutzrechtlichen Flächen- und Objektschutzes unter sachlichen, 
planerischen und juristischen Aspekten einer angemessenen Lösung zuzu-
führen. Er zeigt zugleich exemplarisch die Art und Weise, in der Planungen 
(und andere flächenbeanspruchende Maßnahmen) um die zukünftige Nutzung 
eines räumlichen Bereichs miteinander konkurrieren können. Als sich 
gegenseitig überlagernde Planungen sehen sie für ein und dieselbe Fläche 
unterschiedliche Nutzungen vor, als benachbarte Planungen sind sie nicht 
selten mit nachteiligen Auswirkungen auf den angrenzenden Planbereich 
verbunden, ohne sich indes räumlich zu überschneiden. 

1 Urteil v. 1.2.1990 — Ο VG Bf I I 2 und 12/86 N — , NuR 1991,239 ff. 
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Konflikte zwischen Gemeinden und Naturschutzbehörden um die Bebaubar-
keit von Flächen ergaben sich bereits unter der Herrschaft  des — nach dem In-
krafttreten  des Grundgesetzes zunächst als Landesrecht fortgeltenden2 — 
Reichsnaturschutzgesetzes3, wobei in der damaligen Praxis wie auch in der 
Rechtsprechung die Tendenz bestand, die Interessen des Natur- und Land-
schaftsschutzes gegenüber den städtebaulichen Belangen weitgehend zurück-
treten zu lassen. Als charakteristisches Beispiel möge hierfür  die noch im Jah-
re 1970 durch das Bundesverwaltungsgericht getroffene  Feststellung dienen, 
das Landschaftsschutzrecht sei eine dem (Bau-) Planungsrecht gedanklich 
nachgeordnete und im Range unterlegene Rechtsmaterie4. Das Reichsnatur-
schutzgesetz beschränkte sich dabei — in Konsequenz seiner vornehmlich kon-
servativ-bewahrenden Grundhaltung5 — auf den Flächen- und Objektschutz6. 
Auch waren besiedelte Bereiche weitgehend vom Schutz und Geltungsan-
spruch des Gesetzes ausgenommen7. 

Mit der Ablösung des Reichsnaturschutzgesetzes, dessen Inhalte den geän-
derten Anforderungen  nicht mehr genügten8, durch das Bundesnaturschutzge-
setz9 im Jahre 1976 gelang unter diesen Vorzeichen ein bemerkenswerter und 
wichtiger Schritt auf dem Weg vom rein konservierenden zu einem regenerie-
renden und auf eine ökologische Stärkung bereits geschwächter Naturräume 

2 BVerfG, Beschluß v. 14.10.1958 — 2 BvO 2/57—, BVerfGE 8,186,192 ff. 
3 Vom 26.6.1935, RGB1.I, S.821. 
4 Urteil v. 12.6.1970 — IV C 77.68 —, BVerwGE 35, 256, 260. 
5 Zur Zielsetzung des RNatSchG Lorz,  Naturschutz-, Tierschutz- und Jagdrecht, 

Vorb. RNatSchG 5 D; Weber  /  Schoenichen,  RNatSchG, Anm. zu § 1. 
6 Mit der Ermächtigung zur Ausweisung von Naturdenkmalen, Naturschutzgebieten 

und sonstigen Landschaftsteilen in der freien Natur sowie dem Schutz bestimmter Pflan-
zen und Tiere, §§ 2 bis 5 RNatSchG. 

7 Innerhalb bebauter Bereiche konnten nur Naturdenkmale und Naturschutzgebiete 
ausgewiesen werden, nicht aber sonstige Landschaftsteile i. S. v. § 5 RNatSchG, hierzu 
Weber  /  Schoenichen,  RNatSchG, § 5 Anm. 2 a. E. Soweit allerdings eine Ortschaft  als 
Ganzes in die sie umgebende Landschaft eingebettet und mit dieser zu einem einheitli-
chen Bild verwachsen war, konnten auf der Grundlage des § 5 RNatSchG ergangene 
Schutzanordnungen auch besiedelte Bereiche erfaßten, vgl. Weber  /  Schoenichen, 
§ 5 Anm. 3 a. E., Lorz,  Naturschutz-, Tierschutz- und Jagdrecht, § 5 RNatSchG, Anm. 
4 C. 

8 Zu den Gründen hierfür:  Bericht des BT-Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten zum Entwurf eines Bundesnaturschutzgesetzes, BT-Drucksache 
7/5251, S. 3 f.; Schink,  Naturschutz- und Landschaftspflegerecht  NRW, Rndr. 6; Hen-
neke,  Landwirtschaft  und Naturschutz, S. 165. 

9 Vom 23.12.1976, BGBl. I, S. 3574, berichtigt BGBl. 1977 I, S. 650. Zur Entste-
hungsgeschichte dieses Gesetzes Kolodziejcok  /  Recken,  Naturschutz, Landschaftspfle-
ge, Tz. 1100, Vorb. Rndr. 10 ff.;  Meßerschmidt,  BNatSchG, Einleitung, S. 3 ff.;  Henne-
ke,  S. 164 ff.;  Schink,  Rndr. 6 ff. 
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ausgerichteten Naturschutz. Die Neuregelung brachte nicht nur die umfassende 
Einbeziehung bereits besiedelter Gebiete in den räumlichen Anwendungsbe-
reich des Gesetzes und in Verbindung mit der Einfuhrung der sog. naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung 10 den Übergang zum flächendeckenden Natur-
schutz mit sich11, sondern führte auch zur Anerkennung und rechtsverbindli-
chen Ausgestaltung der — von der Praxis bis dahin auf der Grundlage des § 5 
RNatSchG („Sonstige Landschaftsteile") entwickelten — Schutzgebietskatego-
rien des Landschaftsschutzgebiets und des geschützten Landschaftsbestand-
teils12. Zugleich wurde dem Naturschutz in gewissen Grenzen die Aufgabe zur 
aktiven Pflege und Gestaltung der Natur und Landschaft übertragen und hierfür 
das Instrument der Landschaftsplanung zur Verfügung gestellt.13 

Auf diese Weise zu einem umfassenden Schutz von Natur und Landschaft 
befähigt und durch den sich immer deutlicher abzeichnenden Wandel in der 
Einstellung weiter Bevölkerungskreise zu Fragen des Umwelt- und Natur-
schutzes ermutigt, gingen die Naturschutzbehörden in der Folgezeit verstärkt 
dazu über, schutzwürdige und schutzbedürftige Flächen bzw. Objekte — auch 
in unmittelbarer Nachbarschaft  zu bereits besiedelten Bereichen sowie in Ge-
bieten, die für die zukünftige Siedlungsentwicklung einer Gemeinde von Be-
deutung waren — im Wege der Unterschutzstellung vor deren Zugriff  und ei-
ner Bebauung zu bewahren. Eine solche Politik ließ die Naturschutzbehörden 
zwangsläufig in Konflikt mit der Bauleitplanung der betroffenen  Gemeinden 
geraten, wobei eine Lösung nicht selten von Prestigeaspekten erschwert wurde. 
Der Konflikt zwischen Bauleitplanung und naturschutzrechtlichem Flächen-
bzw. Objektschutz erfuhr  indes im Fortgang eine weitere Verschärfung,  da den 
Gemeinden angesichts eines kaum zu befriedigenden Bedarfs an Wohnbauland, 
des Trends zur Errichtung flächenintensiver Einkaufs- und Dienstleistungszent-
ren an der Peripherie des bis dahin besiedelten Bereichs sowie der verstärkten 
Aussiedlung innerörtlich gelegener Gewerbe- und Industriebetriebe oftmals 
keine andere Wahl blieb, als unter Abweichung von der bisherigen Siedlungs-
entwicklung und über die gewachsenen Ortsstrukturen sowie deren nähere 
Umgebung hinaus Flächen von beträchtlicher Größenordnung für eine bauliche 
Nutzung auszuweisen. Diese Entwicklung hatte aber zur Folge, daß neben 
landwirtschaftlich genutzten Flächen des Außenbereichs in zunehmendem Ma-
ße auch solche Gebiete in das Blickfeld der Bauleitplanung gerieten, die, mit-

1 0 § 8 BNatSchG. 
11 Kuchler,  Eingriffsregelung,  S. 19; Dürr,  NVwZ 1992, 833 f. 
12 Kolodziejcok/Recken,  Naturschutz, Landschaftspflege,  Tz. 1141 und 1147, § 15 

und 18 BNatSchG, jeweils Rndr. 1. 
1 3 §§ 5 bis 7 BNatSchG. 


